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Die Durchsetzung der anteiligen 
Vergütungszahlung für Teilzeit-
beschäftigung ist das Ergebnis 
jahrelanger rechtlicher Auseinan-
dersetzungen mit Unterstützung 
des GEW-Rechtsschutzes. Nach-
dem bereits im Jahr 2000 erreicht 
werden konnte, dass teilzeitbe-
schäftigte Angestellte Anspruch 
auf anteilige Vergütung für jede 
geleistete Mehrarbeitsunterrichts-
stunde haben, setzte die GEW die-
sen Anspruch auch für die teilzeit-
beschäftigten Beamten durch. Im 
Dezember 2007 gelang der Durch-
bruch beim Europäischen Ge-
richtshof, im März 2008 entschied 

das Bundesverwaltungsgericht 
im GEW-Rechtsschutzverfahren 
zugunsten der stundenanteiligen 
Besoldung für die teilzeitbeschäf-
tigten Beamten. Diese Entschei-
dung ist national und somit auch 
für Baden-Württemberg bindend. 
Auch rückwirkend für das Jahr 
2007 konnten die Kolleg/innen 
ihre Ansprüche geltend machen.
 
Das Kultusministerium hat mit 
den Umsetzungsregelungen eine 
sog. Bagatellgrenze unvergüteter 
Stunden eingeführt. Auch dage-
gen sind inzwischen Verfahren mit 
Unterstützung des GEW-Rechts-
schutzes anhängig.

In Zeiten von Internet-Kriminalität, Internet-Mobbing und Daten-
schutzskandalen beziehen GEW-Personalräte Stellung für den Schutz 
personenbezogener Daten von Beschäftigten.
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Keine Pension mit 67
Arbeit von FrauenErfolge, die sich se-

hen lassen können!

Erfolge für Fachlehrer/innen 
und Technische Lehrer/innen durch die GEW

Streiks in den Schulen?

GEW für eine Datenschutzkultur an Schulen

Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft
Baden-Württemberg

In mehreren Spitzengesprächen zu Fragen der Dienstrechtsreform konnte der Sonderweg 
für die Beamtinnen und Beamten im Land bei der Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
abgewendet werden. 

Der Bildungsbereich ist bei den Haushaltskürzungen glimpflich da-
von gekommen. Aber die Landesregierung gibt das knappe Geld für 
fragwürdige Imagepflege aus.

Liebe Wählerin, lieber Wähler,Tarifliche Anrechnung des Re-
ferendariats auf die Dauer der 
Stufenlaufzeit. Vorbereitungs-
dienst bzw. Referendariat werden 
für die Dauer der Stufe 1 berück-
sichtigt.  Damit kommen Neuein-
gestellte bereits nach 6 Monaten 
anstatt erst nach einem Jahr in die 
deutlich höhere Stufe 2.

GEW-Personalräte erreichten be-
zahlten Urlaub für befristet Be-
schäftigte. Befristet Beschäftigte 
erhalten den ihnen zustehenden 
bezahlten tariflichen Urlaub ver-
gütet, wenn der befristete Vertrag 
zu wenige Ferienabschnitte enthält. 

Korrekte Bezahlung von teilzeit-
beschäftigten Angestellten dank 
GEW-Rechtsschutz. In einer 
Vielzahl von Rechts-Verfahren 
erkämpfte die GEW die europa-
rechtskonforme Bezahlung der 
Teilzeitbeschäftigten. D. h. sie er-
halten anteilige Bezahlung anstel-
le des MAU-Stunden-Satzes.

Unermüdlicher Einsatz der 
GEW - Fachgruppe Fachlehrer/
innen und Technische Lehrer/
innen! Die GEW konnte für die-
jenigen, die vor Inkrafttreten des 
TVL ihre Ausbildung begonnen 
hatten, eine wesentlich besse-
re Einstufung und damit höhere 
Bruttoverdienste erreichen. In 
einer beispiellosen politischen 
Aktion gelang es erneut, eine 
Vertrauensschutzregelung für 
diejenigen zu erreichen, die ihre 
Ausbildung vor der Neurege-
lung begonnen hatten.

Aufstiegslehrgang für Sozial
pädagog/innen – Gleichstellung 
erreicht! Die GEW hat erreicht, 
dass Sozialpädagoginnen an 
Berufsschulen mit zwei wissen-
schaftlichen Fächern entweder 
verbeamtet werden können und/
oder dass sie nach einer Befähi-
gungsfeststellung über den Auf-
stiegslehrgang oder den normalen 
Bewährungsaufstieg in den höhe-
ren Dienst gelangen können. 

Altersermäßigung: Zeit statt 
Geld! Teilzeitbeschäftigte Ange-
stellte erhalten die Altersermä-
ßigung ab dem 58. Lebensjahr 
anteilig entsprechend ihrem De-
putat. Rechnerische Bruchteile 
bis 0,5 werden als Zeit gewährt, 
Bruchteile geringer als 0,5 Stun-
den werden finanziell abgegolten. 
Bisher konnten nur ganze Stun-
den als Zeit in Anspruch genom-
men werden. Die GEW hat sich 
dafür eingesetzt, dass auch Teil-
zeitbeschäftigte Kolleg/innen die 

Altersermäßi-
gung als zeitli-
che Entlastung 
erhalten.

Die Fähigkeit und die Bereit-
schaft zur Anwendung des Streik-
rechts ist ein zentrales Merkmal 
von Gewerkschaften. Historisch 
gesehen mussten alle wichti-
gen Fortschritte im Bereich der  
Arbeits- und Vergütungsbedin-
gungen von Arbeitnehmern/
innen durch Arbeitskämpfe 
oder durch die glaubwürdige 
Drohung mit Arbeitskämpfen 
durchgesetzt werden. Aber nicht 
nur Verbesserungen, auch die Ab-
wendung von  Verschlechterun-
gen von Standards erfordert ggf. 
einen Streik oder eine Streikan-
drohung.

Wo spielt Datenschutz an der 
Schule eine Rolle? Überall, wo 
personenbezogene oder perso-
nenrückführbare Daten verarbei-
tet werden, z.B. bei Stunden- und 
Vertretungsplänen, Schulverwal
tungsprogrammen, Klassenbü-
chern, Fotos, Kollegiumslisten, 
Lern- und Kommunikations-
plattformen, Schulhomepages, 
speicherfähigen Kopierern, bei 
der Einführung von elektroni-
schen Schließanlagen u.ä.
Dazu kommen Notenlisten, Be-
urteilungen von Schülern, Leh-
rern oder sonstiger Personen an 

Rund zwei Drittel der Lehrkräfte 
an den Schulen Baden-Württem-
bergs sind Frauen, die meisten 
neben dem Beruf beansprucht 
durch Familienarbeit. Zusätzli-
che Aufgaben belasten sie beson-
ders stark. Frauen in der GEW 
fordern Verbesserungen der Ar-
beitsplatzbedingungen sowie den 
Abbau von Diskriminierungen:
-	 Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf darf nicht „Privatsa-
che“ bleiben! Familienarbeit ist 
Sache beider Geschlechter und 
der Arbeitsplatz ist entspre-
chend auszugestalten. Ein gut 
ausgebautes Ganztagesangebot 
ist dafür unabdingbar.
-	 Teilzeitbeschäftigte dürfen 
nicht diskriminiert werden. Sie 
haben eine anteilige Unterrichts-
verpflichtung, werden aber durch 

Die GEW-Vertreter/innen in den 
Personalräten setzen sich kompe-
tent und engagiert für die speziellen 
Belange der Fachlehrer/innen (FL) 
und Technischen Lehrer/innen 
(TL) ein. Wir haben uns deshalb 
für die kommende Zeit folgende 
Ziele gesetzt: 

−	�FL/TL erhalten das Deputat 
der Schulart, an der sie unter-
richten.

−	�FL/TL werden nach A 10, A 11, 
A 12 besoldet bzw. entspre-
chend nach TVL vergütet.

−	�Besonders qualifizierten FL/
TL wird der Aufstieg in das 
wissenschaftliche Lehramt er-
möglicht. 

−	�Bei der Neustrukturierung 
der Lehramtsstudiengänge im 
Rahmen des Bologna-Prozesses, 
sollen die Fachseminare einbezo-
gen werden. Der Zugang zu ei-
nem Lehramtsstudiengang muss 
weiterhin für beruflich Qualifi-
zierte (ohne Abitur) gegeben sein.

Der Bildung kam zugute, dass die 
Landtagswahlen 2011 nach Auf-
fassung des Ministerpräsidenten 
Stefan Mappus in einer schwierigen 
Situation stattfinden.
Die Menschen verstehen die 
Bildungspolitik im Lande ein-
fach nicht. Deshalb muss man 
sie besser erklären. Trotz vieler-
lei Einsparungen im Haushalt für 
2010/11 sind erstaunlicherweise 
auch zusätzliche Mittel einge-
plant – allerdings nicht für die 
Senkung des Klassenteilers in der 
Grundschule oder den Abbau des 
strukturellen Unterrichtsdefizits 
an Beruflichen Schulen oder die 
bessere Versorgung von Ganztags-
schulen oder die  Schulsozialarbeit.
 
Nein: Zusätzliche Mittel im Um-
fang von 2 Millionen sind für 
eine Informationskampagne zur 
Qualitätsoffensive Bildung im Jahr 
2010 vorgesehen, also im Jahr vor 
der Landtagswahl. 

Auch im Bereich der öffentli-
chen Schulen musste die GEW in 
den letzten Jahren immer wieder 
das grundgesetzlich geschützte 
Streikrecht in Anspruch nehmen. 
Nur so konnten zum Beispiel die 
Entgelterhöhungen für die Jahre 
2009 und 2010 durchgesetzt wer-
den, die dann auch auf die Beam-
tinnen und Beamten übertragen 
wurden.

Im Übrigen hat der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) 2009 in zwei Urteilen 
gegen die Türkei einem absoluten 
Streikverbot der Beamten eine 
Absage erteilt. 

Schulen, Protokolle von Konfe-
renzen und Besprechungen, Mit-
arbeitergespräche etc.

Zu beachten ist z.B., dass

-	�personenbezogene Daten nur 
erhoben oder veröffentlicht 
werden, wenn bekannt ist, wel-
chem Zweck die Daten dienen, 
dieser Zweck dienstlich not-
wendig und erlaubt ist oder die 
Betroffenen zugestimmt haben,

-	�klar ist, wo die Daten gespei-
chert werden und wer Zugriff 
darauf hat,

-	� Daten nur so lange gespeichert 

unteilbare Dienstaufgaben wie 
Konferenzen und Fortbildung 
ungleich mehr belastet als Voll-
zeitbeschäftigte. Als Ausgleich 
für Aufgaben im außerunter-
richtlichen Bereich, Vertretung 
und Mehrarbeitsunterricht for-
dern die Frauen in der GEW 
Regelungen zur Entlastung bzw. 
Bezahlung ohne Bagatellgren-
zen! Stellenzulagen sind in voller 
Höhe zu zahlen!
-	 Frauen sind weiterhin in Füh-
rungsfunktionen unterrepräsen-
tiert. Der Arbeitsplatz Schullei-
tung muss attraktiver werden! 
Unterstützungskonzepte sind 
überfällig!

Personalrätinnen setzen sich für 
den Abbau von Diskriminierungen 
aufgrund des Geschlechts ein!

Durch die aktive Unterstützung 
der vielen betroffenen Kollegin-
nen und Kollegen vor Ort kön-
nen wir auf Erfolge zurückbli-
cken! Es ist uns gelungen, dass im 
Haushalt des Landes insgesamt 
300 neue Beförderungsstellen 
eingestellt wurden. Um den ka-
tastrophalen Beförderungsstau 
abzubauen, muss es hier aber 
weitergehen. 

Wir fordern deshalb vom Land-
tag, dass in einem dreijährigen 
Stufenplan die 3000 FL/TL be-
fördert werden, die sich derzeit 
im Beförderungsstau befinden. 
Wir konnten durchsetzen, dass 
im Rahmen der Dienstrechtsre-
form Beförderungsverbesserun-
gen für FL/TL festgeschrieben 
sind. Und auch für die „leben-
sälteren FL/TL konnten wir eine 
Vertrauensschutzregelung beim 
Finanzministerium erreichen. 

Der Beschluss über die Qualitäts
offensive Bildung im Sommer 
2008 sollte ein Befreiungsschlag 
für die massiv in die Kritik gera-
tene Bildungspolitik der Regie-
rung werden. Genützt hat dies 
nicht, obwohl die Qualitätsoffen-
sive durchaus positive Elemente 
enthält. Einzelmaßnahmen kön-
nen aber nur begrenzt Wirkung 
entfalten und ein bildungspoliti-

Dienstvereinbarungen gibt, auf 
die sich die Schulen - Schulleitun-
gen, Kollegien und ÖPRe stützen 
können.

Öffentliche Schulen sind für 
die Einhaltung der datenschutz-
rechtlichen Vorschriften verant-
wortlich. Im Zusammenhang mit 
Schulentwicklungsmaßnahmen 
und Evaluation an den Schulen 
ist die Entwicklung einer Daten-
schutzkultur überfällig.

Die GEW fordert das Kultusmi-
nisterium auf, gemäß dem Bericht 
des Landesdatenschutzbeauftrag-
ten die Schulleitungen daten-
schutzrechtlich besser zu betreuen 
und sie dadurch zu entlasten. 

in ganz Baden-Württemberg finden in die-
sen Wochen Personalratswahlen statt. Alle 
Beschäftigten im Kinderland wählen ihre 
Interessenvertretung. Sie entscheiden mit 
Ihrer Wahlbeteiligung auch darüber, ob die 
Personalrät/innen gegenüber der Schul- und 
Kultusverwaltung starken Rückhalt haben. 

Deshalb bitte ich Sie:

-	� Beteiligen Sie sich an der Personalratswahl und verschenken Sie 
keine Stimme!

-	� Wählen Sie die Kandidatinnen und Kandidaten der GEW und damit 
eine starke, kompetente und qualifizierte Interessenvertretung!

-	� Fordern Sie auch Ihre Kolleginnen und Ihre Kollegen zur Wahl auf 
und erinnern Sie daran: Wählen ist Bürgerpflicht!

Das Ziel der GEW ist klar: Wir brauchen verbesserte Arbeitsbedingun-
gen und eine weitere Qualitätsentwicklung im Bildungsbereich. 
Der Reformismus der Landesregierung leistet das nicht. Sehr groß 
ist die Diskrepanz zwischen politischen Willenserklärungen und dem 
Schulalltag. Reformen sind halbherzig und Stückwerk.

In der Sache klar und konsequent, im Ton verbindlich beraten wir, ver-
handeln wir in den Personalratsgremien, mit der Landesregierung, mit 
den Landtagsfraktionen, mit dem Kultusministerium und der Schulver-
waltung. Die Bilanz unserer Arbeit für die Kolleginnen und Kollegen 
fällt positiv aus. Das können Sie gerne in dieser Zeitung nachlesen. Es 
kommt nicht von ungefähr, dass unsere Mitgliederzahl seit den letzten 
Personalratswahlen um 6.000 auf mehr als 46.000 angestiegen ist. Das 
ist ein eindrucksvoller Vertrauensbeweis für unsere Arbeit.
Ich bitte auch um Ihr Vertrauen!

Mit kollegialem Gruß

GEW-Vorsitzende

sches Gesamtkonzept nicht erset-
zen. Anstatt eine Kurskorrektur 
vorzunehmen und sich auf eine 
breite, tabufreie bildungspoliti-
sche Debatte einzulassen, sollen 
2 Millionen Euro für Plakate und 
Hochglanzbroschüren verwendet 
werden. Das entspricht 40 Lehrer-
stellen. 

Es ist für die GEW völlig indis-
kutabel, dass mit Steuergeldern 
Bildungspolitik geschönt verkauft 
wird statt sinnvolle Bildungs
politik zu machen.

Werbung statt Bildungsinvestitionen

werden wie es für ihren Zweck 
notwendig ist,

-	� keine Verhaltens- und Leistungs-
kontrollen mit Hilfe automati-
sierter Datenverarbeitung statt
finden,

-	�Kolleg/innen jederzeit Auskunft 
über ihre gespeicherten Daten 
einfordern und ggf. deren Be-
richtigung oder Löschung ver-
langen können,

-	�die Übermittlung von perso-
nenbezogenen Daten an Stellen 
nur eingeschränkt möglich ist.

GEW-Mitglieder in den Haupt-
personalräten haben erreicht, dass 
es über Landesdatenschutzgesetz 
und Verwaltungsvorschrift hinaus 
Regelungen in Form von Rahmen-

Wählen
gehen!

Information zur Personalratswahl 2010

Thema Sonderschule

Senkung des Klassenteilers | Erhöhung der Leitungszeit für Schulleiterinnen und Schulleiter | Dienstrechtsreform: kein baden-württembergischer Sonderweg bei der Pension mit 67 | Verlängerung der Altersteilzeit für schwer behinderte Beamtinnen und Beamte | Vier Millionen Euro für Präventionsmaßnahmen im Arbeits- und Gesundheitsschutz | Streichung der leistungsbezogene Bezahlung aus dem Tarifvertrag der Länder | Gemeinsam erfolgreich Wirken | Änderung der 
Notenverordnung: Weniger Klassenarbeiten – Reduzierung der Belastung | Flexible Lebensarbeitszeit: Freistellungsjahre kumulierbar | Ausbau der festen Lehrerreserve auf 1250 Stellen | Begrenzt dienstfähige Beamte erhalten deutlich höhere Bezüge als bei Zurruhesetzung wegen Dienstunfähigkeit: Zuschlag von mindestens 220 Euro bzw. 5% der Vollzeitbezüge | Erfolgreiche Tarifauseinandersetzungen im Arbeitnehmerbereich | Dienstrechtsreform: weitgehender Verzicht 
auf ungerechte und Konkurrenz fördernde Leistungsprämien | Erfolg ist, wenn es besser wird | Für (schwer) behinderte Lehrkräfte: Kostenbeteiligung des Landes bei notwendigen Kosten zur Ausübung des Berufs, z.B.: Einbau eines Lifts, Spezialliege, Spezialstuhl, Spezialschutzschuhe | Verschlechterungen des LPVG abgewendet | Sabbatjahr: Entkoppelung der Ansparphase von der Freistellungsphase | Übertragung der Tarifergebnisse im Arbeitnehmerbereich auf die 
Beamten | Konsequente Interessenvertretung | Für 2009 und 2010 dreihundert zusätzliche Beförderungsstellen für Fachlehrer/innen und Technische Lehrer/innen | Beförderungsstellen für Fachberater/innen im gehobenen Dienst | Entlastungsstunden für die Fremdevaluation/Erfolge der GEW | Pädagogische Tage während der Unterrichtszeit weiterhin möglich | Schulleitungen wenden Bandbreitenregelung nicht an | Wegen Vorgriffstundenmodell keine Deputatserhöhun-
gen im Bereich GHRS | Durch Rückgabe der Vorgriffsstunden Neueinstellungen ermöglicht | Streichung der Altersermäßigung für alle unter 60 wurde verhindert | A 13 für 20 % der Lehrkräfte an Hauptschulen | Kompetente GEW-Personalräte | Qualifizierung der Personalrätinnen und Personalräte in GEW-Schulungen | Fremdevaluation an zu schließenden Hauptschulen ausgesetzt | Dienstrechtsreform: Ausweitung des Sonderurlaubs für Betreuung kranker Kinder | Zahl 
der Schulpsychologinnen und Schulpsychologen verdoppelt | flächendeckende Durchführung der personenbezogenen Gefährdungsbeurteilung | Altersermäßigung für alle Lehrkräfte ab dem 58. Lebensjahr | Umfangreiche Entlastungen im Doppeljahrgang | Qualifizierter GEW-Rechtsschutz führt zum Erfolg | Deputatsanteilige Vergütung von MAU für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte | Verfahren gegen die in Baden-Württemberg eingeführte Bagatellgrenze 
bei MAU | Finanzämter akzeptieren wieder die Absetzbarkeit des häuslichen Arbeitszimmers | Vertrauensschutz bei Verbeamtungsgrenze 40 abgesichert | Ergebnisse des GEW-Rechtsschutzes gelten für alle betroffenen Berufsgruppen | Rücknahme des Pensionsabschlags bei Teilzeitbeschäftigten der 80er-Jahre | Erhöhung des Familienzuschlags ab dem 3. Kind um 50 Euro ab 1.1.2008 | Durchsetzung der Mitbestimmung bei der Stufenzuordnung im TV-L | Anrechnung 
des Referendariats auf förderliche Zeiten bei der Eingruppierung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern | Senkung des Klassenteilers | Erhöhung der Leitungszeit für Schulleiterinnen und Schulleiter | Dienstrechtsreform: kein baden-württembergischer Sonderweg bei der Pension mit 67 | Verlängerung der Altersteilzeit für schwer behinderte Beamtinnen und Beamte | Vier Millionen Euro für Präventionsmaßnahmen im Arbeits- und Gesundheitsschutz | Streichung 

GEW und Hauptpersonalräte 
haben inzwischen die flächen
deckende Umsetzung von Gefähr
dungserhebungen der psychomen-
talen Belastungen erreicht. 2010 
wird der erste Durchgang an allen 
Schulen abgeschlossen. Doch es 
gibt noch viel zu tun, bevor sich 
positive Auswirkungen zeigen 
können. Die GEW fordert:
-	 Die Landesregierung muss 
Angebote zur Gesundheitsprä-
vention für einzelne Lehrkräfte 
jeden Alters und für ganze Kol-
legien bereit stellen. Das „Maß-
nahmenpaket“ der AG „Erhalt 
der Dienstfähigkeit“ enthält kon-
krete Vorschläge wie das Bezie-
hungscoaching von Prof. Bauer; 
Ausbau des KTM; Fortbildungen 
für Berufseinsteiger/innen.
-	 Die Schulen müssen durch 
Gesundheitsmoderator/innen und 
Auswertungsworkshops in der Er-
arbeitung wirksamer Maßnahmen 
direkt unterstützt werden.

-	 Gesundheitsprävention ist Lei-
tungsaufgabe! Gezielte Fortbil-
dungen müssen den Schulleiter/
innen Gesundheitsprävention als 
wesentliche Führungsaufgabe ver-
mitteln.
-	 Die Ergebnisse des ersten flä-
chendeckenden Durchlaufs müs-
sen sorgfältig ausgewertet werden 
hinsichtlich der Belastungsspitzen 
und der Möglichkeiten der Schu-
len, Abhilfe zu schaffen. Auch das 
Unterstützungssystem ist kritisch 
zu hinterfragen und auszubauen. 
Ein zweiter überarbeiteter Durch-
lauf muss folgen!
-	 Arbeitsplatzbezogene Gefähr-
dungsbeurteilungen sind dringend 
notwendig. Dazu muss das Land 
endlich Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit einstellen. 

Wir bleiben 
weiter dran!

Gesundheitsprävention und Arbeitsschutz!

Bessere Bezahlung von Mehrarbeit bei Teilzeit durchgesetzt!

Belastung
senken!

Dafür steht die GEW!

Qualität
bezahlen!

Dafür steht die GEW!

Bildung ist MehrWert Bildung ist MehrWertErfolgsbilanz der GEW Erfolgsbilanz der GEW Erfolgsbilanz der GEWBildung braucht eine starke Stimme Bildung braucht eine starke Stimme

Sie ist finanz- und arbeitsmarktpo-
litisch weder notwendig noch sinn-
voll. Damit wird auf dem Rücken 
der Beschäftigten gespart: im Zeit-
raum von 2012 bis 2020 voraus-
sichtlich rd. 470 Mio. Euro, insge-
samt zwischen den Jahren 2012 bis 
2029 voraussichtlich insgesamt rd. 
1,62 Mrd. Euro (Günther Oettinger 
am 15. Dezember 2009). 

Die freiwillige 
Weiterarbeit über 
die bisherige ge-
setzliche Alters-
grenze 65 hin-
aus wird sich so 
auswirken, dass 
sich die Pensions
ansprüche erhö-
hen, wenn der 
höchstmögliche 
Prozentsatz noch 
nicht erreicht ist. 
Darüber hinaus 
werden Gehalts-
zuschläge sowie 
Anteile der er-
dienten Pension 
bezahlt. Damit 
wurde die Ziel-
richtung des Vor-

schlags der GEW aufgenommen, 
einen flexiblen Ausstieg mit er-
höhter Altersermäßigung zu er-
möglichen. Mit dieser Regelung 
kann zum Beispiel jemand, der/
die bislang voll gearbeitet hat, 
zu wesentlich günstigeren Kon-
ditionen mit niedrigerem Depu-
tat weiterarbeiten.

Das reicht jedoch nicht aus. Es ist 
notwendig, Arbeitsbedingungen 
zu schaffen, die diese Weiterarbeit 
erst ermöglichen. Dazu gehören 
eine deutliche höhere Alterser-
mäßigung sowie Präventionsmaß-
nahmen, die während der gesam-
ten Dienstzeit von Lehrer/innen 
auf das Ziel der Verhinderung von 
Frühpensionierungen gerichtet 
sind. Die Ergebnisse der auf Initi-
ative der GEW im Jahr 2007 beim 
KM gebildeten Arbeitsgruppe 
liegen vor und müssen nun zügig 
umgesetzt werden.

Die GEW besteht darauf, dass 
Lehrer/innen weiterhin zum 
Schuljahresende pensioniert wer-
den, um die pädagogische Konti-
nuität innerhalb eines Schuljahres 
zu gewährleisten. 

Die Landesregierung will die Pen-
sion mit 67 analog der Renten-
regelung in achtzehn Stufen bis 
2029 einführen. Ein Sonderopfer 
der Beamt/innen hatte die GEW 
immer abgelehnt. Mehr noch: Die 
GEW lehnt – im Gegensatz zum 
Beamtenbund – sowohl die Pen-
sion als auch die Rente mit 67 ab. 



Burnout ist teuer!
Qualität hat ihren Preis! Gesundheit hat Vorrang!

Die Lehrerzuweisung für För-
derschulen soll sich künftig nicht 
mehr an der Zahl der Kinder aus-
richten, die diese Schule besu-
chen. Ab dem Schuljahr 2012/13 
soll die Lehrerstundenzuweisung 
an die Förderschulen von der 
Zahl grundschulpflichtiger Kin-
der im Einzugsbereich abhängen.  
Diese Absicht des Kultusminis-
teriums ist eigentlich zu begrü-
ßen. Wer will denn heute noch 
die Separierung von Kindern 
vertreten?! „Inklusion“ fordert 
die UN-Konvention anstelle von 
Aussonderung. Inklusion bedeu-
tet aber auch, dass die Kinder 
weiterhin eine spezielle Förde-
rung erfahren müssen, dass auch 
in der Regelschule sonderpäda-
gogische Fachleute für diese Kin-
der vorhanden sein müssen.  Das 
Kultusministerium will jedoch 
die Zahl der möglichen förderbe-
dürftigen Schüler/innen auf einen 
bestimmten Prozentsatz eines 
Schülerjahrgangs festschreiben. 
Und das erscheint problematisch.   

In sozialen Brennpunkten ist der 
Förderbedarf ohne Frage höher. 
In vielen Städten und Kommunen 
ergibt sich zwar ein Ausgleich 
zwischen den verschiedenen 
Wohngebieten. Es gibt Grund-
schulen, die nie oder selten ein 
Kind zur Überprüfung auf Son-
derschulbedürftigkeit melden 
müssen, andere, die traditionell 
einen hohen Prozentsatz an för-
derbedürftigen Kindern aufwei-
sen. Ein sogenanntes Differen-
zierungskontingent soll dort 
zusätzliche Bedarfe abdecken. Es 
gibt aber auch Regionen, wie z.B. 

die Stadt Mannheim, in denen 
eine solche Differenzierung nicht 
mehr möglich ist.
Verschärft wird die knappe Ver-
sorgungssituation durch Ausfall-
zeiten wegen Mutterschutz und 
Elternzeit. Kurzfristig, zeitnah 
und befristet einsetzbare sonder-
pädagogische Ersatz-Fachkräfte 
sind aber längst in benachbarte 
Bundesländer abgewandert. Auch 
wenn das Geld da wäre und ob-
wohl 70% der Sonderpädagog/in-
nen in Baden-Württemberg keine 
Stelle erhalten haben – Ersatz ist 
kaum mehr zu finden.

Unsere Forderungen lauten:
-	� Wenn verstärkt förderbedürf-

tige Kinder die Regelschule 
besuchen sollen, darf die Leh-
rerzuweisung für Förderschu-
len erst recht nicht zurückge-
fahren werden, sondern muss 
sich an den tatsächlich för-
derbedürftigen Schüler/innen 
orientieren.  Eine starre Fest-
schreibung auf einen bestimm-
ten Prozentsatz eines Schüler-
jahrgangs lehnen wir ab.

-	� Die Vertretungsreserve muss 
– zumindest in Zeiten des Ge-
nerationenwechsels – auf 6 
Prozent aufgestockt werden. 
Auf diese Weise können früh-
zeitig qualifizierte Lehrkräf-
te gewonnen werden, und die 
Schulen bekommen Planungs-
sicherheit. Unterrichtsausfälle 
werden reduziert, unnötiger 
Verwaltungsaufwand zur Ge-
winnung von Ersatzlehrkräften 
wird vermieden, die Abwande-
rung teuer ausgebildeter Fach-
kräfte in andere Bundesländer 
wird verhindert.

Informationen:	  www.gew-bw.de/sonderpaedagogische_Schulen.html

Das Ende der Sonderschulpflicht – Der Anfang der Inklusion?

Behinderte Kinder: Die Zukunft der Sonderschulen Lehrerversorgung an Förderschulen 

Die UN-Konvention über die 
Rechte der Menschen mit Behin-
derung (UN-BRK) ist in Kraft 
getreten. Sie enthält unter ande-
rem den Artikel 24, der die Län-
der verpflichtet, ein inklusives 
Bildungssystem zu gewährleisten. 
In Deutschland haben wir dies 
bereits, behaupten die einen, den 
grundlegenden Umbau fordern 
die anderen. Das Ringen um die 
Deutungshoheit über den Begriff 
„inklusive Schule“ ist in vollem 
Gange.

„Die UN kann uns keine Vor-
schriften über die Umsetzung 
der Grundsätze machen“, sagte 
Ex-Kultusminister Helmut Rau 
und ergänzte: „Das allgemeine 
Recht auf Bildung wird dadurch 
erfüllt, dass ich Kindern die best-
mögliche Förderung ermögliche.“
Die Kolleginnen und Kollegen 
an den Sonderschulen kennen 
die Rahmenbedingungen für die-

„Inklusion“: Dieser Begriff der 
UN-Konvention ist  in den Me-
dien angekommen. Lehrerinnen 
und Lehrer verfolgen die öffent-
liche Diskussion mit gemischten 
Gefühlen. Es ist dabei kein Trost, 
dass das baden-württembergi-
sche Kultusministerium im Hin-
blick auf organisatorische Ver-
änderungen sehr zurückhaltend 
ist. Immerhin gibt es einen soge-
nannten Expertenrat, dem kaum 
ein Lehrer angehört, der aber 
Ideen für eine Umsetzung dieser 
UN-Konvention diskutiert. 

Diejenigen Lehrkräfte an den 
allgemeinen Schulen, die eine 
gemeinsame Beschulung aller 
Kinder an einer Schule begrü-
ßen, stellen zu Recht die Frage 
nach der personellen und sach-
lichen Ausstattung, die eine sol-
che Schule dann bräuchte. Und 
die Lehrkräfte an Sonderschulen 
machen sich Gedanken um ihre 
zukünftige Rolle. Werden z.B. 
Förderschulen zu Förderzentren? 
Wie sind diese dann organisiert? 
Sind die Lehrkräfte künftig Rei-
sende in Sachen Sonderpädago-
gik, ohne eigene Klasse, ständig 
unterwegs von Schule zu Schule? 
Oder die einzige sonderpädago-
gische Lehrkraft in einem Kolle-
gium, ohne die Möglichkeit, sich 
mit Fachkolleg/innen vor Ort 
auszutauschen? Wie kann der 
Förderbedarf mancher Kinder 
organisiert und gesichert wer-
den, der über das Unterrichtliche 
hinausgeht? Welche Rolle spielen 
dann Unterstützungssysteme, 
die an den jeweiligen Sonder-

se „bestmögliche Förderung“ 
aus ihrem Schulalltag. An den 
Sonderschulen kamen 2009 von 
640 Lehramtsbewerben nur 195 
zum Zuge. Der durchschnittliche 
Mangel an dringend benötigten 
Lehrerwochenstunden von mi-
nus 6% ist im KM seit Jahren be-
kannt. 

Die vom KM geplante Überfüh-
rung der Pflicht zum Besuch der 
Sonderschule in die allgemeine 
Schulpflicht ist ein juristisch not-
wendiger Schritt, um eine Klage-
welle der Eltern zu vermeiden. Sie 
ändert jedoch an der bestehen-
den Schulpraxis zunächst wenig. 
Einweisungen in Sonderschulen 
gegen den Willen der Betroffe-
nen sind heute schon die große 
Ausnahme. Weitere Vorschläge 
wie die Umbenennung der Son-
derschulen in Förderzentren oder 
die Einführung eines weiterge-
henden Elternwahlrechts verspre-

schulen aufgebaut worden sind? 
Fragen über Fragen – eine 
schnelle Antwort gibt es nicht. 
Auch wenn in vielen Ländern 
längst Erfahrungen in Fragen der 
gemeinsamen Beschulung vorlie-
gen, muss eine Weiterentwick-
lung auf der Basis des jetzigen 
Systems erfolgen, dürfen keine 
Brüche entstehen. Diese Wei-
terentwicklung muss aber unter 
Einbeziehung der pädagogischen 
Fachleute erfolgen – das sind die 
Lehrerinnen und Lehrer der all-
gemeinen Schulen und der Son-
derschulen. 

Es kann nicht sein, dass ein Ex-
pertenrat, der weitgehend aus 
nicht-schulischen Menschen be-
steht, über die Zukunft der Kin-
der entscheidet, die besonderen 
Unterstützungsbedarf haben. 
Und es kann auch nicht sein, 
dass „Inklusion“ dem Finanzmi-
nister hilft, Geld zu sparen.

Personalrats- 

wahlen 2010
Baden-Württemberg

Die GEW fordert daher:
-	�Pädagogische Fachkräfte müs-

sen bei der Entwicklung von 
Konzepten zur gemeinsamen 
Beschulung einbezogen werden. 

-	�Es müssen hierbei sowohl päd-
agogische als auch strukturelle 
Fragen zu den Arbeitsbedingun-
gen der betroffenen Lehrkräfte 
diskutiert und geklärt werden. 

-	�Veränderungen sind nicht kos-
tenneutral und können schon 
gar nicht kostensparend sein. 

-	�Wir brauchen umfangreiche 
Fortbildungsmaßnahmen für 
alle betroffenen Lehrkräfte.

-	�Regelklassen mit behinderten 
Kindern müssen deutlich klei-
ner sein. 

-	�Behinderte Kinder an allgemei-
nen Schulen brauchen weiter-
hin umfangreiche sonderpäda-
gogische Unterstützung. 

-	�Nur durch die Hilfe weiterer 
Fachkräfte, wie Psychologen 
und Sozialarbeiter kann das ge-
meinsame Lernen zu einem Ge-
winn für alle Beteiligten werden.

chen ebenfalls wenig substantielle 
Änderungen. 
Die GEW fordert das uneinge-
schränkte Recht auf Bildung ohne 
Diskriminierung auf der Grundla-
ge der Chancengleichheit. Dafür 
brauchen wir ein inklusives Bil-
dungssystem. Wir sind alle gefor-
dert, dieses Ziel ernst zu nehmen 
und vor allem auch anzunehmen. 

Die GEW ist sich darüber klar: 
Nicht die einzelne Schulart för-
dert die Chancenungleichheit, 
nicht eine Schulart ist alleine 
verantwortlich für Segregation. 
Die Dissonanz entsteht im und 
durch das gegliederte System mit 
seinem Zwang zur Sortierung 
der Schüler/innen. Die inklusive 
Schule hingegen setzt auf eine 
Vielfalt in einer Schule. Deshalb 
ist die sonderpädagogische Kom-
petenz auch und gerade in der in-
klusiven Schule erforderlich: Die 
Sonderpädagogik kennt viele Be-

dürfnisse und Interessen behin-
derter Menschen. Sie muss helfen 
diese deutlich werden zu lassen. 
Sie muss deren Anliegen und Be-
dürfnisse selbstverständlich und 
konsequent in allen Bildungsein-
richtungen einfordern. Die GEW 
und ihre Fachgruppen sind mit 
diesem Anliegen nicht allein. Die 
Zusammenarbeit und gegensei-
tige Unterstützung bei diesem 
Vorhaben ist breit und vielfältig.

Viele Sonderpädagoginnen und 
Sonderpädagogen sind heute 
schon für die Aufgaben der In-
klusion bereit. Gut gerüstet für 
diese neuen Aufgaben sind sie 
aber nicht. Dafür bräuchten sie 
ein klares und positives bildungs-
politisches Signal für diese neuen 
Aufgaben. Sie brauchen notwen-
dige Ressourcen, Weiterbildung, 
Unterstützung. Ein umsetzbarer 
Fahrplan für die, die sich auf den 
Weg zur inklusiven Schule ma-
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chen wollen, muss erarbeitet wer-
den. Ein Plan, der möglichst bald 
Antworten für alle Schularten 
gibt. Ein Plan, der ihnen Perspek-
tiven und Planungssicherheit bie-
ten kann. Dazu gehört auch die 
Arbeit an inklusiven Bildungs-
plänen, damit nicht jede Schule 
das Rad neu erfinden muss. Wir 
brauchen keine neuen Modelle 
nach fast zwanzig Jahren Außen-
klassen und nach elf erfolgreichen 
Jahren Integrativer Schulentwick-
lungsprojekte.  
„Was den Schwachen fördert, 
bringt den Starken zur Exzel-
lenz“, schreibt Maria Montessori.  
Die Exzellenzinitiative ist gewollt 
und von den politisch Verant-
wortlichen eingerichtet. Wir 
brauchen heute eine Initiative, 
die den Weg zur inklusiven Schu-
le frei macht und weiter führt zur 
inklusiven Gesellschaft.

Reformismus

stoppen!
Dafür steht die GEW!

GEW: Eine starke Gewerkschaft!
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Evaluation und Ziel
vereinbarungen – 
ein Erfolgsmodell?

Kollegien betreiben einen enor-
men Zusatzaufwand mit den Eva-
luationsbemühungen, die oft mit 
der Alltagsarbeit nichts zu tun 
haben. Die GEW will eine Schul-
entwicklung, die alle zu Teilhaber/
innen macht:

-	�Wir setzen uns dafür ein, dass 
alle Kolleg/innen einer Schule 
ihre schulischen Entwicklungs-
vorhaben in die Hand nehmen. 
Die GLK bestimmt über die In-
halte der Vorhaben. Diese müs-
sen von Nutzen für die Alltags-
arbeit sein.  

-	� Wir setzen uns dafür ein, dass 
jede Schule durch personelle, 
materielle und finanzielle Res-
sourcen unterstützt wird mit 
Anrechnungsstunden, Prozess-
begleitung und Fortbildung für 
das Kollegium, die Steuerungs-
gruppen und die Schulleitung.

-	�Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Fremdevaluation aus unab-
hängiger Außensicht Anstöße 
gibt und die Berichte Eigentum 
der Schule bleiben. 

-	� Wir setzen uns dafür ein, dass 
Qualitätsmängel durch Rah-
menbedingungen wie z.B. das 
gegliederte Schulsystem nicht 
den Schulen angelastet werden, 
sondern zu Veränderungen des 
Schulsystems führen. 

-	� Wir setzen uns dafür ein, dass 
Zielvereinbarungen mit der 
Schulverwaltung die Schulen 
unterstützen statt zu kontrol-
lieren.

-	�Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Arbeitsbelastung der Leh-
rer/innen gewürdigt wird, nicht 
zuletzt durch Veränderungen 
der Rahmenbedingungen. 

Ganztagsschulen? Aber richtig!
Die GEW unterstützt grundsätz-
lich die Umwandlung aller Schu-
len in Ganztagsschulen. Bei einem 
solch epochalen Reformprozess 
sind zweifellos Zwischenschrit-
te erforderlich. Vielfach sind in-
des keine Zwischenschritte zu 
beobachten, sondern Irrwege, 
Fehlinvestitionen und unnötige 
Belastungen. Und diese Schul-
form muss man – international 
betrachtet – nicht erst erfinden! 
Es fehlt ein Rahmenplan, der auf 
perspektivisch Unstrittiges zu 
antworten vermag: 
-	� Wie dürfen wir uns die verbind-

liche Ganztagsschule als Lern- 
und Lebensraum vorstellen? 

-	� Wie muss eine tragfähige 
Schullandschaft dafür unter 
pädagogischen, kommunalen 
und regionalen Gesichtspunk-
ten aussehen? 

-	� Wer soll unter welchen Bedin-
gungen an einer Ganztagsschu-
le arbeiten? 

Die GEW wird vor allem darauf 
achten, dass der Entwicklungs-
prozess nicht in Mensabauten 
steckenbleibt und der bisherige 
Schulalltag nicht lediglich durch 
einige Zusatzangebote ehrenamt-
licher Mitarbeiter ergänzt wird. 
Die GEW wird sich dafür einset-
zen, dass Lehrerinnen und Leh-
rer – auch als Teilzeitlehrkräfte 
– unter akzeptablen Arbeitszeit- 
und Arbeitsplatzbedingungen 
die Ganztagsschule durchaus als 
entlastend erfahren können. Und 
sie wird sich dafür einsetzen, dass 
alle pädagogischen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in gleichwer-
tiger und anerkannter Weise an 
einer solchen Schule mitwirken 
können.  

Aufbruch statt Abriss – regionale SchulentwicklungDie Maßnahmen der Qualitätsoffensive Bildung 

auf die Verhandlungen ein. Zum 
Vertragsabschluss kam es nicht, 
weil das Land „nur“ 1.600 Stellen 
schaffte und nicht zum Verzicht 
auf die Deputatserhöhung an den 
Gymnasien und den beruflichen 
Schulen bereit war. 1.600 Stellen 
waren und sind ein großer Erfolg 
für die GEW. 
Noch wichtiger: Für alle GHRS-
Schulen hat die GEW Deputats
erhöhungen verhindert. Allen 
wurde individuell die Festschrei-
bung ihres Deputats für 15 Jahre 
schriftlich zugesagt. Lehrerver-
bände des Beamtenbundes mach-
ten in der Öffentlichkeit massiv 
Stimmung gegen die Verhandlun-
gen. Die Gymnasien und berufli-
chen Schulen mussten in der Fol-
gezeit zwei Deputatserhöhungen 
hinnehmen, die über Jahre hin-
weg Hunderte von Einstellungen 
verhinderten. 

Im Januar 2010 hat die GEW 
Baden-Württemberg das „Gut-
achten zur Schulentwicklung“ 
veröffentlicht. Die Konstan-
zer Wissenschaftler Tino Bar-
gel, Holger Bargel und Richard 
Fauser errechnen darin auf Basis 
vorliegender Daten des Statisti-
schen Landesamtes, wie sich die 
Schulstandorte kurzfristig (bis 
2014) und langfristig (bis 2025) 
entwickeln werden. Dabei wur-
den unterschiedliche Szenarien 
durchgespielt, die sich nach Über-
gangsquoten und Schulmodellen 
unterscheiden. 

Unabhängig vom Szenario lautet 
die Kernaussage des Gutachtens: 
Haupt- und Werkrealschulen 
werden in großer Zahl nicht über-
lebensfähig sein, Realschulen und 
Gymnasien, beide heute schon an 
oder über der Kapazitätsgrenze, 
werden hingegen einen weiteren 
Zulauf an Schüler/innen zu bewäl-
tigen haben. 

Derzeit gibt es in Baden-Württem
berg 1.176 Hauptschulen, 427 
Realschulen und 377 Gymnasien 
(alle Angaben ohne private Schu-
len), verteilt auf 1.109 Gemein-
den. 40% eines Jahrgangs wech-
seln nach der Grundschule in das 
Gymnasium, 35% in die Real-
schule und nur noch 25% in die 
Hauptschule. Die Wissenschaft-
ler haben berechnet, dass der 
künftige Schülerzahlenrückgang 

in Kombination mit dem Schul-
wahlverhalten zu einem desolaten 
Ungleichgewicht der Schularten 
führen wird:  
-	� Bei einer Fortschreibung des 

gegliederten Schulsystems wer-
den bis 2015 insgesamt 662 
Hauptschulen keine Klasse 
mehr bilden können, das sind 
60% der bestehenden Haupt-
schulen.

-	� Weitere 403 Hauptschulen wer-
den nur einzügig geführt wer-
den können und erfüllen damit 
nicht das Kriterium, eigenstän-
dige Werkrealschule zu werden. 

-	� Rund 69% aller Gemeinden 
werden nicht genügend Schü-
ler/innen haben, um auch nur 
eine einzügige Hauptschule 
dauerhaft führen zu können. 
Und nur 111 Gemeinden wer-
den die für die Werkrealschule 
dauerhaft erforderliche Zwei-
zügigkeit aufweisen. 

-	� Auf der anderen Seite entsteht 
bei Realschulen und Gymnasi-
en ein enormer Nachholbedarf: 
die Konstanzer Wissenschaft-
ler errechneten 26 zusätzliche 
Bildungsgänge bei Realschulen 
und 100 bei Gymnasien. Deren 
Schülerzahlen werden steigen 
mit den bekannten pädagogi-
schen Folgen.

Wenn die Landesregierung ihre 
Bildungspolitik fortsetzt, wird 
nur noch jede dritte Gemeinde 

eine weiterführende Schule ha-
ben. Dagegen würde sich bei einer 
Integration der Schularten in eine 
Sekundarschule die Anzahl der 
Gemeinden mit weiterführender 
Schule auf 68,4% erhöhen. 

Die Sekundarschule mit gemein-
samem Lernen von Klasse 1 bis 
10 ist nicht nur die pädagogisch 
überlegene Schulform. Sie bie-
tet auch die besten Chancen für 
eine gerechte und wohnortnahe 
Schulversorgung und ein flächen-
deckendes Angebot aller Schul-
abschlüsse. Sie ist außerdem für 
Lehrerinnen und Lehrer an allen 
Schularten eine große Chance, 
bessere Arbeitsbedingungen zu 
erreichen: Hauptschullehrer/in-
nen haben eine Berufsperspektive 
in ihrem bisherigen Arbeits- und 
Wohnumfeld, Realschul -und 
Gymnasiallehrer/innen könnten 
in überschaubaren Schulen unter-
richten. Dass die Sekundarschu-
le deutlich kleinere Klassen und 
eine hochwertige Lehreraus- und 
-fortbildung erfordert, versteht 
sich von selbst. Durch den Rück-
gang der Schülerzahlen werden 
Mittel frei. 

Die Landesregierung sollte sie 
nutzen, eine überfällige Schul-
reform endlich in die Tat umzu-
setzen. 

Das ausführliche Gutachten un-
ter: www.gew-bw.de

Die GEW und die Personalräte 
kritisieren die Umsetzung des 
528 Millionen schweren Pakets 
für bildungspolitische Verbesse-
rungen:
-	� Die neue Werkrealschule ist ein 

Sparprogramm, das – aus der 
Not zurückgehender Schüler-
zahlen geboren – kein innova-
tives Konzept vorweisen kann. 
Das Personal wird verschoben: 
Schulleiter/innen an neue Schu-
len, Hauptschullehrkräfte in 
neue Kollegien, die Schüler/in-
nen sitzen in größeren Klassen 
und haben längere Anfahrts-
wege. Die neuen Wahlpflicht-
bereiche sind nicht ausreichend 
mit Stunden versorgt.

-	� Das Beförderungsamt für Haupt
schullehrkräfte schafft Unruhe 
und Konkurrenz. Es darf nicht 
bei 20 % stehen bleiben. Alle 
Grund- und Hauptschullehrer/
innen nach A 13! 

-	� Die Erhöhung der Leitungszeit 
für Schulleiter/innen geht an 

den Leitungen der kleinen Schu-
len vorbei, neue Spielräume gibt 
es nur an den großen Schulen.

-	� Fachberater/innen im gehobe-
nen Dienst (GHRS) erhalten 
weiter eine Zulage von 38 Euro, 
die Chance, das Fortbildungs-
personal finanziell besserzu-
stellen, wurde vertan. 

-	� Bildungsregionen werden im 
Sparmodell geschaffen. Die 
GEW bezweifelt, dass diese 
Investitionen tatsächlich eine 
konkrete Unterstützung für die 
Schulen werden.

-	� Die Sicherung der Betreuungs-
qualität an Ganztagsschulen 
geht an der Realität vorbei, wenn 
nicht die Zuteilung an Lehrer-
stunden deutlich erhöht wird.

-	� Die Studiendauer muss für alle 
Lehrämter mindestens 8 Semes-
ter umfassen!

�Erfolg der GEW: Klassenteiler 28 
für Grundschulen ab 2010/2011

Erfolgsmodell Vorgriffsstunde: 
15 Jahre keine Deputatserhöhung!
Die Mehrarbeitsstunde, die Leh-
rer/innen an GHRS-Schulen über 
fünf Jahre hinweg leisteten, wird 
seit dem Schuljahr 2008/09 wie 
versprochen zurückgegeben. Das 
ist nur ein Teil dieses großen Er-
folges: 
Die Landesregierung beabsichtig-
te 1996, die Deputate an Gymna-
sien und beruflichen Schulen um 
eine Stunde auf 24 erhöhen. Um 
das zu verhindern, bot die GEW 
der Landesregierung einen soge-
nannten Beschäftigungsvertrag an. 
Ziel und Forderung der GEW-
Verhandlungskommission war es, 
Deputatserhöhungen zu vermei-
den und 3.000 Stellen zur Bewäl-
tigung des steigenden Lehrerbe-
darfs zu schaffen. Im Gegenzug 
bot die GEW an, dass die Lehrer/
innen für einen befristeten Zeit-
raum ebenfalls einen Beitrag leis-
ten. Die Landesregierung ließ sich 

Alle Stellen

erhalten!
Dafür steht die GEW!


